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IW8 t'lenogn1phische Bet·ldttt! dtis Landtages von Hheiniand-Pfi.ilz, II. W<ihl[*'riodP. 

53. rlf'narsit~nng d~s l,:mdtag-t>S 'Rheinland-Pfalz 
am 10. Februar 195<1. 

Die ::\ilwng wird um !Uu Uhr durch den Präsidenten 
\\r!1l1 „,.~ i-riiffn,:.t _ 

Prä!lit'lent Wulters: 

Meme Damen und Herren ! Di~ 5'i. Sit:r.11og de~ l . .and
tagc:; von RhE>inland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer zur 
heutigen Sitmmg :-ind Fri:lu Abgeordnete Hermam;-Hil
le.sheim und H err Abgeordneter Fliesen. Die Redner
li.stc führt !<'rau Abgeordnete Hermanec-Hillesheim. Ent
schuldigt wegen Krankheit oder aus dieMtlichen Grün• 
d~m s·md die Herren. Abgeol'dne!E>n Dr. Zimmer, Schmidt. 
Köhler, Schweinhardt und Sommerey. 

D i"' Tagesordnung für die heutige Sitzung wurde be
reit.l; in der gestrigen Sitzung des Landtages footgelegt. 
Vor Eintritt in die Tag~~ordmmg darf ich auf der Zu
scham~rtribüne als Gastteilnehmer Schüler der Wein
bausdmle in ßullay und der Oberstufe der Sti:idti~chen 
Handf•l ssdrnle in Maim begrüßen. 

{Beifall des Hauses.) 

Wir trt>ten i<oCort in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
auf Punkt t der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Urantngr.s dtt Fraktion 
de1· SPD betr. f,andesgesetz über den Aufbau des 

Smulwesens im Lande Rhelnland-Ptalir: 
- Drucksache II/770 -

Die B.:-grüm:lttng des Urantrages erfolgt durch den 
Herrn Abgeordneten Markscheffel. 

(Abg. Markscheffel: Neinl - Abg. Völker: Zur 
Abi;1:11Jt:! ttini:.r Erklärung unserer Fraktion!) 

- Zur Ahp,Hbe einer Erklärung in diesem Zusammen
hanf(' 

< Ahg. Völker: ,fa !) 

Bitte sdl.ön! Der Herr Abiteordn„t~ Mi>rk~i>fft>I von 
oer :';PO lv~t. das Wort. 

Abg. l\1arkscht>ffr.I: 

Herr Prä:<:ident! M€<i ne Damen und Herren! Die so
zialdemokratische Fraktion sieht sich vor der Begrtin
dun.!f ihres Entwurfs :r.u einem neuen Sdlulgesetz zu 
einer Erklärung veranlaßt, die d;is mehr als eigenar
tige Verhalten des Herrn Kultusministers in diese1· 
Frage zum Ge-gen~tand h11t. 

Der Herr Kultusminister erlaubte ctch wenige Stun
den rw.1.·h Bekanntgabe des Gesetzentv:ur!s, im Rund
funk unrl in der l're<.<.e ~u diesem Problem in einer Art 
und Wclqc Stellrung zu nehmen, die allen parlamentari
schen Gepflogenheiten und den in demokratisch<m Län
dern iiblichen funktionellen Aufgaben ~ines Mlnic::ti:-r·~ 
widerspricht. 

{Bewegung hei der CDU.) 

Noch bt>vor das Hohe Haus selbst Gelegenheit hatte, 
von <l1~ Inhalt des Gesetzentwurfe:: KP-nntnis zu neh
men. hRt der Herr Kultusminister durdl. herabwürdi
gende Beh~uptungen den Entwurf zu disqualifizieren 
versucht und hat sich danlit die Rolle des außerparla
mcntariscl1en Zensors über die Tätigkeit des Parla
ments angemaßt. 

Die sozialdemokratische Fraktion erhebt aus Grün
den <l·~r Sicherung der souveränen Rechte des Pada
mcnts geg<m di~ von dem Herrn Kultu.sminister an
gewandte Methode schärfsten Protest und verwahrt 
sich d11p,egrn, daß ein Minister die dem Parlament durch 
die V(!rfa.s~un~ g'*t-ocnen Rechte zu schmälern bt>Rb
!>id•tlet. 

Der H-err Minister hat <ien Versuch unternommen. 
die ihm durch sein hohes Amt gegebene Autorität zu 
benutzen, um eine !'ich entwickelnde Ar~it des Par
laments zu stören. Damit hat er die parlamentaris<:he 
Arbeit selbo.;t .in Mißkredit gchrncht. 

(Wider spruch bei der CDU.) 

In k~nem demokrnti!'ch<'n Staat der Welt ist jemals 
ein -de;arti~ u!lqm11ifi 7.iNt<'.~ Verhalten P.inr~ Minii:to1>ri;; 
71l vo1>r:>:PichnP.n go:-wcsen. 

{lronU!cl1t!l:l Lach~n bei dt-r CDU und FDP - Zu
mfo der CDU.) 

Sollte das Ec.i.;piel des Herrn Kultusministers Schule 
machen, dann würden wir alle als Parl.amentarier der 
Gefalu· au~gesetzt sein, ctaß ein Mini!'tcr unte r Miß
bruud1 sd.1ies hohen Amtes und mit Publikationsmit
tC'ln, die durch StaabverL1·i:ig~ an den Staat gd.>Lmden 
sind, die iiffi·nUicitc Meinung in ejnem ihm genehmen 
Sinne b0':'i!lflußt. 

{Sehr gut! bei der SPD.) 

Wir w~llen durch -diesen unS€'ren Pl'<>test gnnz klar 
zum Au;;druck bringen, daß w ir nlcht. gewillt sind. der
a1·Uge Methoden unwidt-rsprochr.-n zu lassr.n, weil wir 
ein zu grn~ Verantwortungsbewußtsein gegenüber 
dem uns von den Wählern übertragenen Auftrng haben. 

Indem wit· horten, d aß unsere hc-utige Eddärung ;i:u 
diesem einmaligen V01•!all dem Herrn Minis ter Gele
genheit biet.et, über seine Entglei.mmg nachzudenken, 

(Beifall bei der SPD. - Iron-i ~chP.~ La<:hen 
bei den Regierungsparteien.) 

appelHeren wlr an da:- Hohe Haus. uns nunmehr in 
der durch unseren G~eueD1twurf eingeleiteten parla
mentarischen Arbeit zu unterstützen. 

(B.ravo-Rufe und Beifall bei der SPD.1 

PrlLsldent Wolters: 

Das Wort z.u.r Begründung des Antrages hat <k!r Her1· 
Abgeordne>te Schäfet· von der SPD. 

Abg. Scliäfer; 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die SPD
Frak.tion legt Ihnen einen Schulgesetzentwurf vor, von 
dem s.ie ho!ft, <iaß er möglidl.st bald und möglichst 
unverändert Gei>etz-eskra!t erlangt. 

(~rhal!l'!n<'IE'i:: ('..eläC'htE'r hei der CDU. -
Abg. Matthe;;: Sie ~ind Optimist, Herr Koll~ge!) 

- Wir wcrdC11 e:nen Wunsch aussprechen d'ürfen und 
eine Hoffnung dazu. 

Warum ho.l>t:n w i 1- dc-n Ent.wurf vorgielegt.? Es is t ein 
ll'rtum anzunehrnen, es sei d~shalb geseht>ht!n, um 
dem Herrn Minister od<.'r gar dem Min.ist.er ium die 
N.Jcl1lruhe zu raith>en. 

(Sclunull'..:dude Heitcl'keiL im Hause_) 

Nach den l:llwas ungt?wöhnJ.ichcn und tempcrament
vo11.en Äuße{ungen des Herrn Ministers könnt.e man 
zwar zu dieser Mein"Ung kommen. Das hat uns ni<:ht 
erschreckt, denn man wird wohl kaum anne hmen, dal.1 
wir erwartet haben, unser Entwurf werde vom Mini
sterium und einem großen Teil des Hauses begrüßt 
Im Gegent<ül. e~ solche ~tion hätte uns 'Unter 
U~~~n~~ . ~ldich stimmen mü.si;en. 

Nachdem aber das Kultusministerium trotz de r Auf
!O'rderung des Landtags, einen Entwurf vot•zulegen, bis 
beute dem Au!traJ:( n icht nachgekommen ist, haben wir 
es getan und dem Mlnistcrium d ie Arbeit abgenom
men. Wir ~warten de!>haLb keinen Dank. F.r v•urde 
vorgel.e.i!:t, weil die Verhältnisse auf dem GebiP.te der 
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öf!entlichen Erziehung elne Neuordnung und Neuorien
Uerung dringend !ordern. Ein.mal sch.Leppen wir in den 
elnzeLnen Landesteilen noch verschiedenes Recht aus 
der Vergangenheit mit, Ja, wir müssen uns sogar noch 
einiger Paragraphen aus der nationalsozialistischen 
Zelt bedienen. Das Recht aber ist Ausdruck einer be
stimmten Gemefnscha!t in einer bestimmten Zeit. 

Der Hauptgrund aber liegt darin, daß wir an einem 
Neubau arbeiten müssen, weil uns das Schicksal vor 
eine Frage gestellt hat, die eine klare Antwort !or<iert. 
Längst slnd die Zeiten vorbei, in denen die Erziehung 
der junigen ~n.eration der Familie uIJJd der Meister
lehre überlassen werden konnte. Damals war die Er
z.!ehung eine na·türliche Funktion eines Organs; heute 
aber ist sl.e in den meisten Fällen, durdl. Schicksal und 
eigene Schuld bedingt, zu einer Angelegenheit einer 
~nstitution. ge-worden, und die Schule muß für viele 
Familien und viele Kinder neben d·em Unterricht die 
Erziehung mit übernehmen. Erziehung und Unterricht 
a~ erha~ten Sinn und Bedeutung nur durch die Tat
Rcb.e, doaß 9ich der Mensch eine Kultur gescha!!eri hat, 
die mlt ihren Imperativen vor dem einzelnen und 
vor der Gemeinschaft steht und eine mehrfache For
derung stellt. 

Einmal sind allen Krä!ten und a-llen Potenzen des 
Einzelmenschen die Möglidlkeiten der größten En-t!al
tun.g zu geben. Zwn anderen aber sollen die Güter der 
Erwacheenengeneration in dle Hände der Nachfahren
den gelegt werden. Und zum dritten soll die Jugend 
oofähigt we1'<ien, au! höherer Ebene im Gefste und 
in der Tradltion ihres Kulturraumes weiterzuarbeiten. 

Hlermit h~ben wir aber erst die eine Seite der "Er
zlehune umrissen. So sicher jede S'<:höp!erisdle Tat die 
starke, scharf g~rägte Perwn11chkeit fordert, ebenso 
gew!ß ist aber auch, daß der Gemeinschaft als dem 
Entraltungsraum größte Bedeutung zukommt. Ja, die 
Persönlichkeit ~lbst ist ohne ~me-inschatt nicht denk
bar. Aus dem Spannungeverhllltnis Gemeinschaft, Na
tur und Geist entsteht eben erst die Kultur. Und dieses 
Verhältnis wird ausdrücklich als ein Spannungsver
hältnis bezeichnet, weil in ihm Gegensätze zu einer 
Synthese vereinigt sind. Diese Synthese, au! <ier d!e 
europäische KuUur beruht, ist einesteils die Ursache 
des kulturellen Re!chtums und der Vielgestaltigkeit, 
andererseits aber auch eine stete Gefahr, d1e die Mög-
1!.chkeiten einer gewaltsamen Katastrophe immer in 
s!ch birgt. Daher ist unser Leben In ·Person und Ge
me!nscllait n!e statisch, sonodern lmmer in einem la
bilen Zustand, und der Europäer ist als Kultunnensch 
stets au! dem Wege; se!n Zustand erfordert stetes 
Wachsein unid Bereitschaft z;um Ausgleich. Daher legt 
unser Entwurf einesteils die größte Bedeutung auf die 
individuelle Entwicklung der Persönlichkeit, anderer
seits a·bcr eben.so sehr au! eine schar! ziselierte Kul
turgemeinschaft, in der alle posttiven Kräfte zu größ
ter und vollster Wirksamkeit kommen sollen. 

Die Tatsache, daß dfe Ver!assung zwei Schulformen 
kennt, wird in dem Entwurf zur Grundlage genommen. Auc:h die Artikel l(> bis 29 des Entwurfes wollen 
nichts anderes, als die Manifestierung des Elternwil
lens in einwandifrele gesetzliche Bahnen lenken. Es 
kann keine Rede davon sein -wie.das aus einigen Ver
lautba1i . .mgen hervorgeht -, daß mit dlesen Bestim
mungen d!.e Umwandlung der Schulen erschwert oder 
gar unmöglich gemacht werden soll. Wohl weiß jeder
mann, daß Ruhe die Atmosph!ire ist, in der die Schul
arbeit gedeihen kann. Der Willkür und der Beeinflus
sung soll die Entlaltung zwar er'schwert werden; das 
gilt aber tur beide Schulformen, auch für <iie Gi!mein
scha!tsschule. 

Unbehagen haben vor allen Dingen die Bestimmun
gen hervorgerufen, die die Ummeldungen der Schüler 
betreoffen. Die Verfassrung spricht von einem Antrag: 
unser Gesetz-entwurf fügt dann noch die Abstimmung 
dazu. 

Es wird dabei sogar von Ver!assungswidrigkeit ge
sprochen. Man sieht, daß der Mensch nicht nur in der 
Zeit der Pubertät zu Superlativen aufgelegt ist. „Wider"' 
ist eine Bestimmung nur dann, wenn sie einer anderen 
diametral entgegensteht, sie aufhebt oder aufz.uhebcn 
sucht. 

(Abg. Frau Dr. Gantenberg : Ganz l'ichtig!) 

Die Abstimmung aber hebt das Antngsv~rfahren 
nlch t auf, sondern setzt es voraus. Ein An trag muß ja 
gezählt werden, wenn er Gültigkeit haben soll, 

(Abg. Drathen: Sehr richtig!) 

Der Schulgesetzentwurf macht den Versuch, <ias ge
samte ö!!entliche Schulwesen einheitlich zu sehen und 
zu gestalten. Er unternimmt es, Platz und Gestalt zu 
formen, die der Volksschule zukommen. Sämtliche Kin
der unseres Volkes werden von ihr erfaßt. Alle haben 
Anspruch auf Ausbildung und Erziehung, und die Ge
meinschaft, die zugleich eine arbeitende Gemeinschaft 
ist. die den Wert des Sozialproduktes durch Qualitäts
arbeit verbessern will, hat deshalb auch ein sehr h.and
greiflidl.es Interess"e daran, daß keine Begabung ver
kümmert. Daher sollen alle Kinder die ihnen und ihrem 
gesamten geistigen Habitus entsprechende Ausbildung 
erhalten können, ohne Rücksicht auf soziale Herkunft, 
Geschlecht, Bek<?nntnis oder andere Außenfaktoren. 
Au{ einer vierjährigen Grundschule bauen sowohl die 
höheren Schulen als auch die weiterführenden Stufen 
der Volksschule auf. Neu ist die Einführung der Mittel
~chule, die eine erweiterte volkstümliche Bildung ge
währen soll, aut keinen Fall aber eine rudimentäre 
höhere Bildung vermittelt, ~ndern eine gehobene 
Schule mit eigener Prägung fUr praktisch veranlagte 
Mensdlen darstellt. Die weiterführenden Stufen der 
Volksschulen sind nach Begabung und w lrtschafUfcher 
Notwendigkeit r.?icher gegliedert. Vor allen Dingen 
sucht der Entwurf, die Bedingungen für ~ine echte in
ne-re Refonn abzustecken. Was nach Abzug der Schiller 
der höheren Schulen am Ende der vierten Klasse in 
der Volksschule zurückbleibt, sinod nicht unbegabte, son
dern anders begabte Menschen; es sind d ie Praktiker. 
Sie aber sprechen au! Demonstration und Dozieren 
nicht oder nur sehr schwer an. Was sie begreifen sol
len, milssen sie selbst machen dürfen. 

(Abg. Frau Dr. Gan tenberg: St-hr richtig!) 

Dieser Umwandlung zur Arbeitsschule will der Ent
wurf Hilfe leisten. 

Eine große Sorge bereitt>n uns die schulischen Ver
sager, die Sitzenbfoiber. Nicht nur hat der normale 
Unterricht filr sie gar keinen Wert, sie bilden für die 
Normalklasse einen Ball3st, sie nehmen sogar Schaden 
an Seele und Charakter. Das fortwähiende Versagen 
und Nichtskönnen schreit förmlich nach Kompensation, 
und die armen gezeichneten K inder flüchten In die 
Regelwidrig'keit und Anomslität, um der nach Beach
tung und Respektierung drängenden kleinen Persön
lichkeit etwas Genugtuung zu verschaffen. Wenn Sie 
bedenken, da·ß in den letzten Jahren bis zu 30 v. H. 
aller Kinder das bittere Los des Sitzen1b!eiben-müssens 
haben tragen mUs.sen, wird die Einl'ichtung von Huts
schulen und Förderklassen verständlich . Ebenso ver
ständlich ist aber auch die Sorge, die sich den Kindern 
zuWt'ndet, die sich durch Beg::1bung und Fleiß über den 
Durch!!chnltt erheben. Ihn~n soll der Bildtm.gsgang rei~ 
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ch•:1· nUSJ'lestaltet werden und - in Einzelfällen wenig
s l«m - der verpaßte Anscllluß an die andersgeartete 
ho!wt·<· Bildung f'tmöglicht werden. Daher dit> Bestim
mungen des EntwurfJI unter § 5 c) und d). 

In dem gleichen Paragraphen wird audt das neunte 
S('h\lljahr gefordert. Wir wie!Jen, d.aß gewichtige Grunde 
wirtsd1aft1 ich er. psychologischer und päda.stogiFw.her Art 
dafü r sprechen. wi~en aber ebenso, daß auch n<><:h 
Wi<le1·!<ti:inde- mal'nigfaltig€'r Art zu überwinden ~P.in 
wPl'dC'n. De!'halb könnte man mit deirn neunten SC'lrnl
jahr .... so verCahren. wie bei de!:" Einfühnmg des achtel'l 
V(•riahr<•n worden iRt. Das neunte Sdmljahr könnte 
man zuniid1~t als freiwilligen Aufbau ~inMc'h1oE>n un<I 
i-hm eine &wähntng.sprobe einräumen. rn lJudwlgs
lmfcn gibt es eine erkleckliche Anzahl von Kindt'rn, 
<lie di•~ Sdrnle frei,willig im neunt€n Sclluljahr besu
di<·n. Als 7,i.;>l bleibt. allerdings die allgeme:inP ge~et:r.
liche .fänfi!hnmg. Es soll bei der Volk~chule verblt>i
ben, sllerding~ in Unterricht und Erziehun.I!' der Tat
sache Rechmmg tragen, daß wir es mit ei..".ter reifenden 
.ru~l'nd zu tun haben, bei der die Berufäwüns<'hc tmrl 
-«nr~e1\ berC>its b~timmend in das l.A'ben eingreifen. 

M»·i11.,. DRmeri und Herren! Ich oobe ver>S1Udtt, !hnoE>n 
in grotkn Zi.t~.:>n unseren SchU)g.es€tzentwurl vorzu
Ci.ihr't'n. kh l:orr~. daß es uns gelingeon wird. dl'IS Werk 
zu einem erträglichen Abschluß zu bringen. Die Ver
h:m<llun~.en werden bestimmt te>mperamentvoll und 
interessnnt wcrd~n. Dem Kult.urpÖiitisc-hen Ausschuß 
aber gr~tulit~re ich jetz.t R'hon. Er wLTd die Zahl der 
bis jetzt möglich ~ewe!'.>!'nen Sitzungim in diE'!'ll!'m .r~hre 
ncwh verdoppdn 

'Ahr.-. Matthe-;: Um ~inige vermehren!) 

und ·skh die Bede-ut.ung erringen, die ihm in einem 
wohlregierten föderatiV1:"n Staatswesen, dessen Hohe.lt 
die Kulturpflege j,n die Hände und ans Herz ~elegt ü:t, 
zukommt . 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsid1mt Wult.ers: 

Das Wort hat dl:'r Herr Kultusminister Dr. Finclc. 

Kultusminister Dr. Finde: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu d~r 
von dem Herrn Landtagsabgeordneten Markscheffel 
verlesenen Erklärun.e: der SPD-F1·aktion wird nar.h 
Vorlage des iitenographl:>rhen Brrkhtes der Herr Min!
,;terpriis i<len t selbst noch im Verlaufe dieser Sit7.un .~ 
S te llung nehmen . 

Zur Sache ~eibs t habe ich folgendes zu sa~n. Im 
Jun·! 1953 habe ich anläßlich der I..andta~sdebattc übei.
dnen Antrag der Fraktion de r FDP. in welchem die 
LandeHPgiernn ~ "'"Fl.lcht worden war, dem Landtag 
ein Schulges~t7. vorzulegen, auf ein~r Pressekonferem 
vor aller Öffentlichkeit erklärt, daß bereits seit No
vember 1952 im Kultusministef'ium an einem Verwal
tungs-, Organisati<ms- und Finanzierungsgesetz für 
Volksschulen gearbeitet werde. Diese Ar beit. die mlt 
aller Gründlichkeit durr:-hff~führt wurde. l'teht nun
mehr unmittelbar vor ihrer Vollendung. In diesem 
Gesetz müssen allerdings unter anderem auch die 
Fragen der Organ isation der Schulverbände, der ört
lichen Schulverwaltung, der Sdmlvorstände bzw. der 
Schulpilegeschaften, der Elternbeiräte. der Schul
fimmz.ien11i~ UtiW. geregelt werden. Das Kultusmin iste
rium wird diesen Gesetz.entwurf im Mai d. J . dem 
l'.'IinistE~rrat zur Beratung und Beschlußfassung vor
legen, so daß sich der Landtag bereits im Juni d. J . 
in erster Lesung mit diesem Gesetz befassen kann. 

1.Bravo-R.ufe bei den Regienmgsparteien.) 

Diese meine Erklärung beruht auf efaem Beschluß 
der Landesregierung. 

:Meine Dalllcn und H f.'tTt•n! Daß ein ~<l umfassendes 
Gesetz eine län~erc Zeit zur Ausarbeitung benötigt, wird 
jede'T ve'l'~hen., der mit <!er MaterlP schon einmal zu 
tun hat~. Die lange Zeit., die das Ministerium b ish er 
auf den geplanten Gesetzentwurf verwendet hat, wa.r 
aus drei Gründen notwendig. 

1. Es mußte eründlich gearbeitet werden. Denn wir 
stehen :iuf dem Standpunkt, tlaß rür die Volks~rhulP 
als der \Vichtigstcn Schule nur „in ~eh!' gul~:; und mög
lichst vollkomme-m'~ Ge>~l't?: in Frage kommt. 

. ' ' ' 
2. In dcl' Zwischenzeit mußten nach der glücklichen 

Veral:>sclüt::dung des Beru!ssc:hulgesetzes ein~ge andere 
wichtige Gesetzesvorlagen fertigges tellt werden, und 
zw~r 

a) da.11 Lt:h1·crbcsoldungsgesetz, 
b) die Novelle zum Berufsschulgesetz, 
e) das Ergänzung:;:ge~tz für die hessi sch~n Beruts

schttlleht~r. 

rl) dns Landesge~etz übet· flnanzK!lle und beamten
J'E.>t::btllche Maßnahmen auf dem Gebiete des 
höheren Schulwesens und 

e) das PrivRtsctmlgesetz. 

Die bel.Cfe~ Ietztgtmannten GesetrA? we1".len im Mini
sterrat noch behRndelt, diP anderf>!l sind berei.fs vom 
Landtag verabschiedet. 

3. Durch . den I'n.>zcß, den die SPD-Fraktion wegen 
der Landcs\•crfü,gung vor dem Verfassungsgerichtshof 
angestrengt hat, ist auch idne längere Verzogerung in 
der Ilearb~itung des geplr-mtcn Ge!;ctzcs eingetreten, Es 
lag nahe, den Ausgang dieses Prozesses abzuwarten. 

Am 28. September 19!}3 fäntc der Hohe Gerichtshof 
seine Ent;;:cheidung, und zwar mit einer zweifachen 
let:z:'te Klihung bringenden Fest.~telhmg: ' 

a) Die Schulartikel der Verfassung von Rheinland
Pfalz sind unmittelbar geltendes und somi t un
mittclbnr anwendhares Recht. 

b) Die L andesverfügung des Kultusmin isteriums 
vom 26. Mai 1952 ist nicht verfassungswidrig, 
sondern verfassungsrech1lich in Ordmmg. 

Meine Damen und Herren! Trotzdt"m hat die SPD in 
ihrer Pressenotiz vom 11. Januar 1954, die sie ihrer 

, Gesetzesvorlage vorausschickte, erklärt. d iese ihre Vor
lage sei notwendig:, um die im Lande Rheinlnnd-Pfalz 

l bt:steh.ende Rechtsun,,;iclterhci.t auf kulturpolitischem 
„ , „„„Gebi.at ;w beseitigen! 

{Hört, hört! bd der CDU.) 

~geh di~~Pl'I Vorwurf habe ich mich sofort verwahrt, 
und ?.war in einer Erklärung vor der Pres!>e. n a!<, was 
ich dort gl:!sngt hnhc, haltf• ich auch heut{'> noch in vol
lem Umfuni;c nufrecht. 

(Beifall bei der CDU.) 

In unserem Lande gibt es keine schulische Rechts 
tm.iiicherheit, vor allem keine, die durch den hier vor
gelegten Geiiieizcntv,;urf beseitigt werden könnte. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Die Fragen n'äml4d'l, die wirklich einer endgültigen 
eesetzlichen Regelung bedürfen und die durch den 
genannten Entwur! des Kultusministeriums auch wirk
lich geregelt werden, sind !m SPD-Entwurf so gut wie 
nicht angepackt worden. 

(Zuruf von der SPD: Welche, Herr Minister?) 

Es wird hier vielmehr nur darauf hingewiesen, daß 
dazu ·n~ besondere Gesetze - und zwar fünf an der 
Zahl - eigens ergehen sollen. 
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S:t.Sl:t.a:Unl, 10. Februar 19:54 ... 
(Kultusminister Dr. 1"1udl:) 

Aber auch die Tatsache, daß wit noch manche E!nzel
gesetze brauchen, bev:elst noch lartge nicht, daß bei 
uns Rechtsunsiche1·heit besteht. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Durch die am 18. Mal 1947 in Kraft getretene Lan
desverfassung haben wir auf Grund der dort enthal
tenen 14 Schulartikel - Artikel 27 bis 40 - ein i.n den 
Einzelheiten scharf umrissenes, im übrigen aber uni
versales Grundschulgesetz und damit auI kulturpoli
tischem Gebiet eine ur1bestr·eitbare Rechtsklarheit, um 
dle uns andere Länder beneidet haben und beneiden. 

Meine Damen und Herren! Werfen Sie einen Blick 
auf die anderen Länder, wle z. B. Niedersachsen, 
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin und Hamburg, wo 
allüberall wegen ungeHlster schulischer Probleme 
schwere kulturpolltisdle ·Klimp!e toben. 

(Zurut von der SPD: Bei uns nicht?) 

Im übrigen darf wohl darauf hlng~iesen werden, 
daß wir im Lande Rheinland-Pfalz unser Schulwesen 
auch in praktischer Hinsicht 01·ganisch ·und systema
tisdl auI- und ausgebaut haben. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Trotzid'em ist es gut - und dl.e Zeit Ist h ierfür reif - , 
daß wir jetzt, nachdem wir lm Laufe der Jahre unent
behrliche Erfahrungen gesammelt haben, zusätzlich 
Verwaltungs-, Organisations- und Finanzierungsgesetze 
für die einzelnen Schulgattungen scharfen, um die Fra
gen endgültig zu regeln, von denen ich vorhin gespro
chen habe. In dem diesbezilgL!chen Gesetz über die 
Volksschulen werden wir ex:i.tgegen dem, was lm SPD
Urantrag enthalten Ist, gewisse Dinge nicht bringen, so 
i. B. dlie gesetzliche Festlegung der Unterrichtsmethode. 
Ich glaube, wir sollten d ie freie Lehrerpersönlichkeit 
n icht . durch gesetzllche Schranken in ihrer pädagogi
schen Entfaltung einschränken. 

(Sehr gut! bei der CDU. - Zuruf von der SPD: 
Wo steht das denn?) 

- Im § 2 steht das! 
Wir werden auch die Einführung eines ne\Lnten Volks

SC'huljahrc.s nicht im Gesetz verankern, wen wlr die 
Lösung ~es umstrittenen Problems zur Zeit noch 
nicht !ür sprucflreif halten. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Ab1esehen davon, daß dJ.e Einführung dieses neunten 
Schuljahres etwa 2500 Schulräume mehr und etwa 2501) 
neue Lehrerstellen erfordern würde, 

(Abg. Dauber: Besser als Soldaten!) 

was bei. dem In allen deutschen Ländern vorhandenen 
Lehrermangel kaum verantwortet werden könnte, ge
hört die Frage des neunten Schuljahres sicherlich zu 
jenem Fragenkomplex, den dle Herren Ministerpräsi
denten bei ihN!r Konferen7. in München als koordinie
rungsbedilrftig bezeichnet haben. 

Das neunte Schuljahr ist eine Frage und eine Ange
legenheit, die alle deutschen Länder in einer gewissen 
Solidarität angeht. 

(Sehr wahr! bei der CDU.) 

Man .90llte hier behutsam vorgehen. Wir können das 
auch in aller Ruhe tun, weil wir In der Realisierung 
unseres Beru!sschulgesetzes eine bedeutende und frucht
bare schulische Aufgabe vor uns haben, von deren 
Lösung schl1eßl!.ch auch die Lösung der Frage abhän
gen wird, ob neunt.es Schuljahr oder nicht. 

Im übrigen lassen 'Wir uns In unserer Schulgesetr.
gebung von drei Grundprinzipien leiten: 

181al 

1. Wir halten uns streng an die bestehende Verfas
sung und an die einschlägigen Bestimmun~n <les Bon
ner Grundgesetzes. 

2. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß ein exklu
sives Schulmonopol des Staates abzulehnen ist., daß 
11"1elmehr die schöpferisch-kulturellen K räfte aus dem 
privaten, sozialen und kirchlichen Bereich geschiltzt 
und gefördert werden sollten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU.) 

3. Unser Bildung6Z!el beruht au! dem Grunde der 
ctuistlicb.-abendländischen Kultur und der geistigen 
Einheit unseres Volkt!S und Vaterland~. 

(Bravo-Rute bei der CDU.) 

Wenn man sich darauf'hin den SPD-Gesetz.entwuri 
ansieht, wird man leider feststellen müsS>en, daß bei 
diesem die oben erwähnten drei · Grundprinzipien nur 
in geringem Umfange berück~ichtigt wurden. 

(Widerspruch ·bei der SPD.) 

Bei einigen l"ormullerungen dleses Entwurfs bestehen 
ernsthafte verfassungsrechtliche Bedienken·, so in den 
Paragraphen 14, 15, 20 und 22. Die Paragn 1phen 26 und 
28 aber stellen - das hat mit Pubertät gar nichts zu tun · 
- eine ganz klare und eindeutige Verletzung der Ver
fassung dar. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

In den erwähnten §§ 14 und 15 werden z. B. dem 
Landeischulbe<irat Rechte verliehen, welche die der 
Exekutive verfassungsmäßig zustehenden Rechte emp
findlich beeinträchtigen. 

(Hört, hört! bei der CDU.) . 

Im § 14 wird sogar das Haushaltsrecht der Legisla
tive - des La."ldtages - in Mitl€-idenschaif1: gezogen ; 

(Hört, hört t bei der CDU.) 

zumindest ist hier das alte demokratische Ver!as
~prinzip der Dreiteilung der Gewa lten nicht genU
ge.nd respektiert . 

Auf die §§ 26 und 28 brauche ich nicht näiler einzu
!(ehen., weil diese Formulierun~ ih re Verfassungs
w11drigkeit klipp und klar offenbaren. Wir aber müs
~n uns nun einmal, ob wir es gerne tun oder n icht, 
an die bestehende Verfassung h alten. Wir müssen sie 
als echte Demokraten respektieren. 

{Abg. Völker: Wer will das n icht, Herr Min~ter?) 

Der SPD-Entwurf geht auf eine fast votlständ!ge 
Verstaatlichung des gesamten Schulwesens aus. Da
durch, daß Kindergärten und Volkshochschulen zum 
öffentlichen Schulwesen gehören und somit de1· staat
lichen Schulaufsicht unterstellt werden rnUen, 6011 der 
Mensch von der Wiege bis zum Grabe vom Staat schu
lisch in Obhut genommen we-rden. 

Die Bedingungen ferner, die man für die Errichtung 
und Unterhaltung von Privatschulen stellt und die 
gesetzliche Festlegwig, daß aus öffentlichen Mitteln 
kein Pfennig an Privatschulen gegeben we rden darf, 

(Hört, hört! bei oder CDU.) 

würden dem Priva tschulwesen einfach den Garaus · 
machen. Gerade aber in unserem Lande hat sich auf 
dem ~biete des Schulwe6ens die private höhere Schule 
- wir haben heute 15, darunter 12 kon!es.sionelle, und 
zwar beider Kjrchen - beson-ders gut ~ntwickelt und 
bewälhrt. 

(Sehr wahr! bei der CDU.) 

Wenn wir diese Privatschulen n icht hätte n, müßten 
wir mindestens ebensoviele neue staatliche höhere 
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Scliulen errichten; das würde eine starke finanzielle 
De!astung des Staates bedeuten, nachdem der Staat 
hish(~r fiir den Schüler der höheren priv1tten Schule 
n<ichL ganz 100 DM bezahlt, während er für <k'n Scht\ler 
der staatlichen &hlile 69:! bis 700 DM anfbr'!ngt. 

<Hört, hi'kt' bei der CDU.} 

Aber da:; Fina nzie lle. meine Damen nnd HPrrPn, :;;nll 
gar nidtl das Eot,<:rheid".'nde sein . 

(.Sehr richtig! bei der CDTJ.) 

Ent~dwirl1;-n<l i~! dt-r Ged1mke. daß die kulturellen 
Entfaltungsfreiheiten des einzeln"'" un<l der O!'ganisa
tionen, in~besondere a1.ir.h der Kirchen. unerläßlich ist. 

(/d,g. Kuraner: Aha!) 

um 111'!"""'' kulturelles Leben in vollem Umfange zu 
fördern und zu s ichern. 

fRtw;o-Tiufe be i der CDU.) 

Es i ~ t unmöglich. dal5 der St.::iat alletn Sdmltr.ii~!' 
sein kann . Sicherlich Wl'.llleT) wir tl!t<'h ~uf ~chul!schem 
G ebiet. dem Staate geben. was des Staates ist, aber 
auch rlPn anderf>n Bildungsträgern die 'F'!'eiht-it kultu
rt:>ll~n Seh<rrfenH ge.,..'i'\hrle ls tcn. 

(Seh.r gut.! hei der CDU.) 

Es is t nicht nur die Ve~taatlichung der Wirtsc-hM~ 

abzulehn~n . i::ondern auch die Verstaatlichung der Kul
tur! 

(Sehr g11t! bei der CDU.) 

Die S taatsomnipotem: ist dem echt UberalC'ri Demo
krnten ebenso zuwirler \'.'ie dem echt ~hristllchen De
mokraten. 

Unser Bildungsziel' Wir erstreben neben einem so
tid0n Unterricht, der gediegenes und umfas5endes Wi~
s rm vermittelt, in erster Linie·eine gute Erziehung des 
jungl:'n Men schen, der zu e iner sittlich gefestigten Cha
raktE>rpel'sönlichkeit und zu einem sozial verantwor
tungsl~·wußten Staatsbürger herangebildet und gt>prägt 
werd~n soll . 

(Abg. König: Wem erzählen Sie das?) 

Die besten und dauerhaftesten Bildungsquellen aber 
fl it>ß<'n aus dem alten un d doch ewig jungen Born 
chrii;tlichen Glaubens, chris tlicher Sitte, christlicher 
Toleranz, christlicher Lel.Jcn:;weisheit und christlicher 
J ..eben;;kraft. 

Dabei ~ollen. können und woJIPn wlT <1•rcf> aufge
schlo~•en sein gegenüber den Erforderniis..~en und 
Realitäten -de!' technisch~n und wissenschaftlichen Fort
~chl'i tle und gegenüber den sozialen AnsprfimPti del'! 
mudernt:>n Letwm:. 

Ich komme znm Schluß, meine Dame-n und Herren, 
und möchte Ihnen die Versicherung ge~n. daß Sie mit 
der Gesetzesvorlage , diC' im Juni dieses ,Jahres die 
Land(:Rregierung dem Hohen Hause üb<'rgl"ben \\tird. 
zufrieden sein werden. 

(Abg. Diel: Aber nicht a ll e. Herr l"vfini~tt-r') 

E~ wi rd ein Gesetz sein, das im Gefolge einer gründ
lichen Vorarbeit dfo zur Dc-batte stehenden Schulpro
hlemP r~htlich 1m d sa.dllich richti~ lösen wird. 

(Lebha ft.Pr .~itall bei der CDU.) 

Prä~ideut WoUt>TS: 

Das Wo1·t h::tt der Vor;.;it:r.i:-nde der Fra ktion der CDU. 
der H!'rr AhgeordnetP Dr. Boden. 

Abg. Dr. Boden: 

Hen· Präsident! Meine Damen und Herren! Wie un• 
~e1 · v Pt'Pht·t„r Herr Kultusminis~r Dr. Find;:, ~o möchte 

auch ich zunäC'h~t ~uf di<> Erklärung. diP. n11mf'ni:: <!Pr 
SPD-Fraktion d<>r HE'rr AhgE'orrlnPte M11rk!'cheffel ab
ge~~ri 'h~t., 'rflcht eingehen. 

kh möchte nairwn~ meiner 1''raktion zu dc-m Gesetz
entwurf ~treng ~11~:hlid1. wi0 es ~rfr<.'uhcherwei~e ~11ch 
der HP.rr Kollf>~f' ~Mi:!ifer von der SPD ~t>tan hat. ein"' 
Erkliii·ung abgeben. 

· Der von der SPD \•orgelcgt<:! Ger.etzc~ntwurf weist 
1.unadl!!t in formaler Hinsicht. soviele und grundlegende 
Mängel auf, daß er, ganz r.bgC'srlH.' n vo'l seinem Inhalt. 
kcines fall,s ,als eine gcci~nelc Beratungsgl'undlagc für 
ein Schulgesetz angc~chen werden kann. Die Über
srhri ft .fl~ 8'PD-En-twL1rfo.,; foutel : 

Ccsctz übe'i· d011 1\11rbau des Schulwe~f'n~ im LandP 
Rh~inllmd-Pfah. 

:Di~sc "t5bcrscl\t•ift dt-11 lt- t Hrt - und der vf'r"hrtt'.' Kul 
legP. !'lm!l:fC'r hat e !i' nuch eben noch cinm;:it wiedt>r 
jlolt -, d.aU den Urht!bcrn des Entwurfs eine umfas
sende gt:i>etzlktte Re~elung de~ Ji(esamwn rheinisch
pfälzi:schen Schulwesens vorgeschwebt hat. 

DR'B fst aber dt-shnlb n[cht erre icht, weil in dern Ent
wurf Gber die Regelung" des Berufsschulwesens. der 
Beruis.t'.ach$chu1en. des Hochschulwesens, d e r Erwa.t!h
sencnbildung, der Schulpflicht, de r Schulverwaltung 
und d..:r &hulfi.nunzierung auf Sondergeset:ze verwie
sen wird. Übrigem· h ande1 t e~ sich hiei·bei um l<'ragen, 
die weithin einer gesetzlichen Regelung nicht mehr be
diirfen, weil' Rolchc ,::esetzHchc Rt'gclunf,Pn - ich ""'r
Vll'ei!le z. B. auf das Berufsschulgcseb: - i::choo vorhan
den sfnd. 

D~r SPD-G~ctzentwurf beschränkt sh:h im wesent
lldt-eti aU!t" dJc Regtelung von mehr oder minder will
kürlfch hera~gegriffenen Einzelfragen für Kindergär
ten, Volksochulen, S01.i11lschulen. Mittelschulen um! 
höhere &tml~. Der Entwurf ist ein unorga nisches Ge
setzesrragtnent, das In keiner Welse den Anforderungen 
der Gf''.'!e-tr.l"Ss)'Stem::itik und Gesetzestechnik entspricht. 

(Abg. König: kh gl<rnbe nitht, daß Si€' das e rnst 
meinen. Herr Präsident'} 

Da ·der Gesetzentwurf der SPD in seiner Grundlage 
und in setn<'r At1sge5ta ltung verfffilt ist, !"ieht ~it:h diP 
COU-Frnld.ion nicht in der Lage , ein1>r Überweisung 
de-s Ge~:~t1.P'ntwurfs an d ie zuständigen Aus~<!hüs~ zu-
2us timmen. · 

(Abg.' Vöihi" p;ic-; ist der bequemste Weg!) 

Darübei· him1ui. leimt die CDU- E'raktion dies aur.:h 
au,s g~·u,p.Q.sätzlli.cli.r.:u. ve1·.Ca.;;:swigsrechUü.:hen und politi
:>t.:h.cn Bcd~lccn o.ib. Gerade in dieser Hinsicht i6't durch 
die EntsL:!1eit.lun1;1 c!~ Vt>rfas~ungsg01·icht:<h.ofes vorn 28. 
S~tcmbcr 1!1!1::1 Rt)so1 11!~ Klarheit g~rti<iffPn wordr-n. 
Ich möchl:f:: d nrriuf nid1t weih•r ein~f'hl"n tmd ''or allem 
vermeid<'ri."d ks im l~inzelnen h ie r aufzuführen. 

Ei.wµi gi-,o~n Teil hatde1' Hcn Kult.ui;minist er in sei
nen Audüln:ungen ~dmn vorwoggenommen. Ich möchte 
mich fla,h<'1' cl!lrauf 11'.~dtdtnh"lt, darauf hin7.tiweiwn. 
daß de-r li 215 Ab!!. 1 des SPD-Ent,vul'rs für die Einrich
tung und Umwandlung von Schularten ei•n Abs t>im
mung:sverfahren •1ol'!'<'hli\gt, während eine solche S<'hul
al.l.st.Unmung n111cll UJlt<t.'1.'t!r Auffassung unzulässig und 
v crfassungs\vidrig ist; denn sie steht im Widersprul!h 
zu Artikel 29 Abs. 4 unserer Verfasstmg, der em An
fragsverfahi:cn. aber k ein Abstimmun~vt>l'fah1·en. kennt. 

(Beifall bl·i der CDU.) 

Es ist du:.; natürlid1t- RP.c+.t dP!' Eltern - so heillt e~ 
im At'tiki•t 27 11mrrer Verfassung -, über d ie Erzi~hung 
ihrer Kinder m ~UmmC?r. . - Das besagt klar und 
ci.eutltcti: daß die Elte·m \lber d\e Er7.lehung ihrer Kin
d~~r zi1 beflttden hah<'n 'l.lnrl daß ihnP.n <las AntragFrecht 



(Dr Boden) 

für .ihre Kinde1· zusteht, daß sie abeI· nicht bestimmen 
dtirfen über die Erziehüng der Kinder anderer Eltem. 

(Beifall bei der CDU.) 

Auch § 28 Abs. 2 ve~ßt. gegen den Artikel 29 Abs. 4 
unserer Verfassung, wo a.u.sdrücklich gesagt ist, daß ein 
geordneter Schulbetrieb auch durch eine einklassige 
Schule gewährleistet .Ist. 

Die §§ 30 und 38 des Gesetzentwuxifs bedeuten eine 
völlige Vernichtung des PrivaU;chulwesens auf kaltem 
Wege, wie es auch der Herr KultusmL"llster soeben 
namens der Landesx-egierung ausgeführt hat. 

Einerseits wird hier im § 30 d) gefordert, daß die 
Privatschulen an minderbemitklte Schüler die gleichen 
Vergünstigungen wie die öffentlichen Schulen gewäh
ren müssen, während andererseits im § 38 bestimmt 
werden soll, daß den Privatschulen Zuschüsse au.s staat
lichen Mitteln n1cht gewährt werden dür!en. 

(Hört, hört.! bti der CDU.) 

Der Gesetzentwurf bürdet also einerseits den Privat
s.chu1en besondere Lasten aur, verwehrt aber auf der 
anderen Seite die notwendigen Mittel, um diese Lasten 
tragen zu können. Das ist eine klare Verleugnung des 
Inhaltes des Artikel& 30 unse.r;er VerfaS6ung, so i;laß 
wfr solche Bestimmungen mit aller Entschiedenheit ab-
lehnen müssen. · 

(Bravorufe und Beifall bei der CDU.) 

Der § 3 des Gesetzentv.mrfes will die Kindergärten 
und d!e Einrichtung der Erwachsenenbildung in das 
öffentliche Schulwesen einbeziehen und damit auch 
die Staatsmacht auf dle Kindergärten und die zahlrei
chen Einrichtungen der Erwachsenenbildung ausdeh
nen, um damit die verhängnisvollen Tendenzen einer 
Staatsallmacht zu propagi.eren. 

Die hinter dem SPD-Gesetzentwurf stehende Ge
aam ttendenz wird durch den § l deg Entwurfes deut
lich, in dem nämlich dle Aufga~ der Schule um
schrieben werden. Dieser § l zählt eine ganze Reihe 
von Blldungszi.elen auf, dle auch. von der CDU geför
dert werden. In der Aufstellung dieser Bildungsziele 

· fehlen aber diejenigen, die der Artikel 33 unserer Lan
desver!assung an die erste Stelle gesetzt hat, indem 
er sagt: „Die Schule hat die Jugend zu Gotte;:turcht 
und Nächstenliebe zu eraiehen." 

(Beifall bei der CDU.) 

Die Nichterwähnung dieser Bildungsziele ist für die 
CDU ein Beweis da!ilr, daß mit dem Gesetzentwurf der 
SPD letzUich nichts anderes erstrebt wird als eine 
weitere Säkularisierung unseres Schulwesens. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Namens der CDU-Fraktion erkläre ich :zusammen
!assend, daß der Schulgesetzentwurf der SPD von uns 
abgelehnt wlrd wegen seiner formalen Mängel, wegen 
seiner zahlreichen Verstöße gegen die Landesverfas
sung, das Gnmdgeset.z, und vor allem aber wegen sei
ner grundsätzlichen politischen Tendenzen, die auf 
weiteres übergrelten der Staatsgewalt in die privaten 
Lebensbereiche gerichtet sind. Aus diesen Gründen 
widerspricht die CDU auch einer Überweisung des Ge
setzentwurfes an. die Ausschüsse. 

(Beifall bei der CDU. - Abg. König: Dann machen 
wir lieber gar nichts, Herr Präsident[} 

Prlsldent Wolters: 

Das Wort hat der Fraktionsvorsitzende der FDP, der 
Herr Abgeordnete Motz. 
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Abg.Motz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herx-en! Unsere 
Fraktion hat in der Drucksache It/226 im vergangenen 
Jahr den Antrag eingebracht, de,r Landtag wolle die 
Regierung ersuchen, ein Schulgesetz vorzulegen. Der 
Rechtsausschuß hat sich a,n 25. Juni 19~3 mit diesem 
Antrag beschäftigt und beantragt, der Landtag wolle 
die Landesregierung ersuchen, die schulgesetzliche Re
gelung des Artikels 29 bis zur Erledigung des vor dem 
Verfassungsgerichtshof schwebenden Verfahrens aus
zuseb:en. Dieser Antrag wurde am 15. Juli vom Land
tag angenommen. Das Urteil des Verfassungsgerichts
hofes ist am 28. September 1953 ergangen. Das Urteil 
spricht aus: Die umstrittene Schulverfügung ist rech
tens. Die Begründung des Urteils - am 17. Dezember 
1953 veröffentlicht in Drucksache III/604 - korrunt dann 
zu dem Ergebnis, daß eine Regelung der Materie durch 
Verwaltungsanordnung möglich und zulässig sei, die 
gleiche Materie selbstverständlich aber auch durch 
Gesetz geregelt werden kann. 

Jetzt legt die SPD-Fraktion einen Schulgesetzent- . 
wurf vor. Ich glaube - und das ist diE: Auffassung mei
ner gesamten Fraktion -, daß dieser Entwurf sehr 
große Mingel zeigt. Weiter läßt sich noch sagen, daß 
der SPD-Antrag sich in weiten Teilen so große Zu
rückhaltung im Grundsätzlichen auferlegt, daß rnan zu 
politischen Vermutungen veranlaßt wird. 

(Abg. Kuhn: Welche? - Weitere Zurufe der SPD. 
- Abg. Hertel: Es ist nichts von Blücher drin!) 

- Meine Damen und Herren, bösartige Parlamentarier 
haben sogar behauptet, es sei ein Versuch, zur Koali
tlon z.u kommen. 

(Ironische Heiterkeit bei der SPD. - Zurufe der 
SPD. - Anhaltende starke Unruhe. - Glocke des 
Präsidenten. - Abg. Völker: Da ist man aber 
sprachlos! Arme Demokratie! Oh, wie arm! -

Weiter anhaltende starke Unruhe.) 

Präsident Wolters: 

Herr Abgeordneter Motz, ich nehme an, daß keine 
von diesen bösartigen Parlamentariern hier in diesem 
Hause sind! 

Abg. Motz (fortfahrend) : 

- Nein, ich meine niemand in diesem Haui:;e, ei; gibt ja 
auch außenstehende Politiker und Parlamentarier. Die 
Landesregierung hat in ihrer Erklärung die Verpflich
tung übernommen, unter Berücksichtigung des Land
tagsbeschlusses vom 15. Juli die Vorarbeit zur Vorlage 
eines Schulgesetzes zu beschleunigen, und sie hat sich 
weiter verpflichtet, dieses Ge;0etz zum 1. Juni dieses 
Jahres dem Landtag zuzuleiten. 

Unter Beachtung dieser bindenden Erklärung der 
Landesregierung halten wir eine Vorwegberatung des 
vorliegenden Antrages für unzweckmäßig. 

(Abg. Dr. Boden: Bravo!) 

Die Regierungsvorlage wird beraten werden, und ich 
denke, Ihr Entwurf, meine Damen und Herren von der 
SPD-Fraktion, und auch unser Entwurf, der nicht ein
gereicht wurde, 

(Abg. K~: Warttm nicht?) 
werden Korrekturmöglichkeiten bieten, die in dem 
Willen der Mehrheit des Hauses stehen. 

Das ist die Erklärung, die ich für die FDP abzuge
ben hatte. 

(Bei!all bei den Regierungsparteien.) 

' 1 ' '~ 
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Prlisidf'ni Wolters: 

Das Wort hat der Fraktionsführer <ier SPD, der Herr 
Al.Jgeordnet€' Hertel 

Abg. Hertel: 

Hen Pl'äsident' Meine Damen und Herren1 W~n 
der wegen seiner angel.Jlit.:hen Um:11liingliir.hk?.it. llO ge
~.;chmähte Entwu.l'!f der SPD bereits eine Aufgabe er
füllt h;:1t, dann kann sie darin gesehen· werd~ daß 
di<> in di.e-sem Haus bestehenden Mf!inung:werschteden
heHen un<l Spannungen, die dieses ~setz ausgelöst 
hrit, schon seht· deutlkh aufgezeigt wurden. 

(Abg, Schuler: Das ha.ben wir vorhin sdlon gesagt!) 

Wit· ~ehen im Augenblick davon ab, zu den faitt an 
Bü~wi!Hgkeit grenzenden Feststellungen d~s Herrn 
Kultn~mini~ters Stellung r.u nehmen. Als ~viS!'!l:'nihaftl!' 
Mitglieder dieses Hauses weroen wir erst das Steno
gramm ahwurten, doas uns ebenso zur Verfügung ge
Etellt we1·den dürfte wie das Stenogramm über die 
Amfiihnmgen des Herrn Abgeordneten Marksr:heffel 
VUf'flPl' übern:,icht WUl'de, 

Zu der „Unzulänglichkeit·' dieses Geset?lE'ntwurls dar!'· 
folgendes bemerkt werden. Wir haben a:uch achon Re
giernngsvor1agen bekommen, nac.:h deren Durcharbei
tung in den Ausschüssen dieselben ein völlig anderes 
Gesicht bekommen haben und übe'rh1:1upt nicht viel da
von übrig geblieben ist. So wäre es durchaus denkbru.· 
gewe~en. daß der von der SPD eingereichte Enh\."llrf. 
ühnlich wii.> da!" ~einer7.'E"it beim Berufsschulge!':et7. ge
handha.bt wurde, der Ausgangspunkt oder eine der 
U1•un<llagen für <iie Berntung im Ausschuß hätte ab
geben können. Es -darf darauf hingewiesen werden, 
daß die Entschebdung des Verfassungsgerichtshofe.~ ja 
auch <ii~ .Schaffung eines Ge-setzcs zur Regelung d<?r 
i;ch\vebenden Fr«g.en z.umind.,.~t empfohlPn, w„nn nicht 
:-'.ur Pfli<'ht gemacht hat. 

Die SPD-Fraktion sieht sich deshalb veranlaßt, den 
Antrag zu stellen, den von un;;; vorgelegten und be
g1·ün<i~~ten Entwurf dem Kulturpolitischen Aussc:huß 
zu iil~rweisen. 

{P.oifall bei der SPD.) 

Präsident Wolters: 

Meit~E' Damen und Herren! E~ ist der Antrag ge
~tel!t worden, den ~tzentwurf dem Kulturpoliti
M.'hen Ausschuß Z<u überweisen. Vier: dem Antrag zu
stimmt, den bitte ich um <las Handzeichen... - Die Ge
genprobe! - Das ist zweifellos die Mehrheit. Der An
trag ist abgelehnt. In der nächsten Sitzung des Land
t<Jges wlrd der ~setzentwu!'f in :r.weitRr Lesung bcl.'a
t en w<~ l'lif'-n. 

Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 
Erste Beratung eines f,andesgeset:ies zuT Xnde
rnng und Ergänzung des ßP.soldungsrecl!.t-s für 
Kicltter und Siaat.~anwälte (Richierbesoidungs-

gesetz) 
- Drucksache 111773 -

Dt>r AlteFlem·at schlägt Ihnen vor. diesen Gei;etz
P.ntwurf dem Hauptauss>chuß und dem Haushalts- und 
Finam,au~:;chuß zu übcnvei~n. Vvidersprw.:h d;:.gegen 
.:1 hebt sich nicht, es ist ,o beschlos·sen. 

\Vir kommen zum Punkt 6 der Tagesordn~: 
Erste Beratung eines Er:o;ten· La.ndesgeseh:es 21ur 
Ausführung des Gesetzes über die Angelegen
heiten der Vertriebenen und Flüchtlinge (Aus
führung·sgesetz zum Bundesvertriebene-ngesf'tz -

AGBVFG) 
- D1·urk,Rrh€' II/774 -

Der Älte11tenrat schlägt. Thni'n vor, diesen Gesetz
entwud dem Sozialpolitischen Au~:;iehuß zu überwei
.sen. Auch hiergegen: hat du;; Haus keine Einwendun
gen zu erhoben. Es. ist so tM>sdilossen. 

Icll. rufe a'l.lf Punkt 7 der Tagesordnung: 

zweite ß<'ra.tung eines F.rsten T ..a.ndes~e!>f.«i.r,P'i zur 
Xndm'uhg und F.rgltnzung des Landesgesetzf$ 

Ober dte Verwaltungsgeri<'htsbarkl'!lt 
- Drucksache TI/747/778 -

Die Berichterstattung erfolgt für den Rechts- und 
Geschli:ftsordru.ing~'.lus~huß durch <ien Herrn Abg€ord
netf>n Kunmf'r. f('h erteile ihm d!l-1< Wort 

Abg.. Kuraner: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren.! Diese 

G~f'1-esvorbgr- :>:ur Änderung und Ergän:>:tmg ü~ <He 
Verwaltung:oigeril'htsb!lrk<:>it ist durch <lie Ta,t"Sache not
wendig gl'!~vorden. di\ß d~ R\in'!'le~r'lt nnd d"'°r Bun<les
tng ·in· ·iPtrer e:l'l"ten LPgii;faturperiod~ den Entwurf 
einer Verwaltungsgerichtsordnung nicht m<'"hr veraD
~ichl~pt ~!'tbM't Dil'.-' 'l'atsiirhe, daß nicht vorausge&ehen 
werden kann, ob und wann e.s in der zweiten Le-gis
laturpt:t·iu<le zu1· V~rabsdliedung dieses Gesetzes 
kommt, hat dazu geführt. das Landesgesetz übi!r die 
Vel'waltungsgerichtsbarkt>it vom 14. April 1950 zu er
~n - soweit dies dringlich geworden ist - durch 
die in·<len vergangen1'!n vier Jahr€·n gewonnenen pni.k
tischen Erfah1'1.lngen. 

In <li>r Dlitt'.''ki::amt?- TTl'T'TSc fin<il"n Sie e!ni<r.e kleine:. :wm 
Teil nur S'Prachlicht:' Änrlenrn!!:f'n des RechtsausschusFes. 

Nur In ~ini;;m Pun\; t. wurd-e vom Rechts<.1.t1~srlvt1fl 
ei.J:J'C' :'in<'hlkhe Änderung vorgennmmen, und zwar in 
Artik~l IT. in Clem flle Rede i,;t 11on Obt:·rverwaltungs
gerh.·hi.e1" und Vi.>rwa1hrnRS!l:f,rkht.en. Hi€'r h.at sich <l.er 
Re-c..itl!!au~~E1uß V"t·tu1i-ai'H g.t:~l·hen, b(~i den \re-rwc;1-
i1in'~~,g~~j~f1tcn · d"n 'R\'~rlff „Bezirksvcrwaltungi;ge
rld1te'" einntführen. d?. <la!" Ge-setz imnwr wiffiN' das 
„V~t"\vnltungsgerkht" als Oberbe.11:rifI ncnnt uoo so 
ndcht klar ge>wnrrl'1"1'1' wlll"P', oh es sich in (Ee~em Falle 
nm dm Oh~~riff V!"rwa.itungS1!'e-richt orii>r um die 
Betl't'kHverwaltungi;geriehte h1m<lPlt, Aus diel'lem 
Grtmrle 1~t ühPr~t\l <l-1, vvo di.e Hf"7irkwerwaltungsge
rlmte'! i!f"m<'lnt ~inrl :'111f"h <lf"r Begriff „Rezirk~v.erwal
tun-g~gedctir angewandt wm'C!en. 
~ R.e<'ht.:::RU$l:::C'hl1ß hat einstimmig dieser Gesetzes

v~rlage in d(T Fassung der l1n1ck~<ich<:' H/778 vom 2. 
Februar seine Zustimmung erteilt. Der Rechtsausschuß 
empfiehlt Ihnen die Ann~hm~. 

(Beifall h<>i Mr ~PD.) 

P'r!sti:tM1t Wnltf'r~: 

Ich danke dem Beridltcrstuttei' hfr seine Berichter
stattung. lJer Bei·~tung und Abstimmung liegt zu
grunde die Drucksache II/778. Idt rufe auf <len Arti
kel l, d(!:n „1,1..rtlkcl II, d~n i\rtikcl 11!. ~ir&ieitung und 
Cbcrscluift. Wortm<'klungPn liegen nicht vor, ich 
schl.i.e)k die Besp1·cchung. Wir kommen zur Abstim
mung. 

Wer dq;);\ Qqel~{)ntwui•f in zweitt:!r Beralung seine 
Zustimmung geben will, den bitte id1 um ,cf„.; Hand7.ei
chenl - Die Gegenprobe! - Shmmenthaltungl - Ich 
sti.>Hi.> <He- .-in;;;timmifl!> Ann~hme fest. 

Wir treten in die dritte Beralung ;;,in. Ich rufe auf 
den Artikel I, di::n Ai-Likel II und den Artikel III. Wort
meldungen liegen nicht vor, ich sdl!ieße die Bespre
cli.ung. Wer <lem Ge-~'€\zenlwurf in dritter Beratung 
seine Zw::timnnmg gt>!X'n will, den bitte ich, i;;kh vom 
Platz zu erhE'hen! - kh stelle dit> ein~timmige An
m1hme fest. 
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Ich ru!e au! Punkt S der Tagesordnung: ·~· 

Erste Bera.tung eines Landesgesetzes zur Aus
führuq des Flurf>erel~lgungsgesetzes vom 14. 
.Juli 1953 (BGBL I S. 591) und zur Anpassung von 
Vorschriften des Le.ndei;kulturrechts und des 
Rechts der Wasser- und Bodenverbinde an dle 
Vorschriften des Flurbereinlgungsredlts {Aus-
fllhru~sresetz zum Flurbe~lnlgungsgesetz) 

- Drucksache II/77·5 -
Die Begründung ist dem Gesetz beigefügt, Der Älte

sten.rat schlägt Ihnen vor, diesen Gesetzentwurf an 
den Agrarpolitischen Ausschuß und an den Rechts
ausschuß zu überweisen.. - Das Wort hat der Hen· 
Abgeordnete Steger von der FDP. 

Abg. Steger: 

Wir halten es für wünschenswert, daß die Vorlage 
auch an den Weinbau-Ausschuß geht. 

Präsident Wolters: 

Es ist beantragt worden, die Vorlage auch dem 
Weinbaua'Usschuß zuzuleiten. Die Reihen.folge ist also 
AgrarPolltischer Ausschuß, Weinbauausschuß, Rechts
ausschuß. Das Haus ist damit einverstanden. 

Punkt 9 der Tag-esordnung: 
Erste Bera.tung elnes La.ndesgesetzes über die 
Recbtsverhiltnlsse der Mitglieder der La.ndes

recierung Rheinland-Pfalz (Ministergesetz~ 
-Drucksache II/777 -

Die Begründung ist dem Ge5etz beigefügt. Der Älte
stenrat schlägt Ihnen vor, diesen Gesetzentwurf an den 
Hauptausschuß, den Haushalts- und Finanzausschuß 
und an den Reclltsausschuß zu überweisen. Das Haus 
ist auch hl-ermit. einverstar.den. 

Punkt 10 der Tagesordnung: 
Berlchterstattunr de• Wlrbchafts- und Wieder
aufbauausschusses zum Antrar der Fraktion der 
SPD betr. Auskunft 1lber den Stand del" Mosel-

kana.llslerunr 
- Drucksache n/7251779 -

Die Berichterstattung erfolgt durch den Herrn Ab
geordneten Pickel Ich erteile ihm d·as Wort. 

Ab~ Pickel: 

Herr Präsident.! Meine Damen und Herren! Del' Wie
deraufbau- und Wirtschaftsausschuß hat sich mit dem 
Antrag I!/725, ll/779 sehr e.!ngeheb.d beschäftigt. Nach
dem der Herr Ministerpräsident und Hen Staatssekre
tär Dr. Steinleln die gewünschten Auskünfte bzw. die 
gewünschten Aufklärungen gegeben haben, hat der 
Ausschuß sich damit einverstanden erklärt, daß dieser 
Antrag als erledigt befrachtet werden solL 

Prisldent WoUers: 

Ich <!anke dem Berichterstatter !ür seine Berichter
stattung. Ich lasse abstimmen über die Drucksache 
II/779. Wer dem Antrag zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen, - Die Gegenprober - Ich stelle die 
einstimmige Annahme fest. 

Ich l'Ufe auf Punkt 11 der Tagesordnung: . 
Berlc:hterst&ttuns des Ausschusses fnr Sozialpolltlk 
und Fra&en der Vertriebenen zur ·Großen .Anfrage 
der Fraktion der FDP betr. Bekämpfung des Kreb-

ses im Lande Rhelnland-Pfalz 
- Drucks~ II/714/783 -

Die Berichterstattung erfolgt durch den Herrn Ab
geordneten Dr. Hablghorsl 

Abg. Dr. Hablrhorst: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Am 4. 
Februar haben wir uns im Sozialpolitischen Ausschuß 
erneut mit der Frage der Krebsbekämpfung in unse
rem Lande beschäftigt. Wir haben eine vielstündige 
Diskussion geführt; wesentlich neue Punkte m der 
Debatte, die hier in dem Hohen Hause geführt worden 
ist, sind nicht zutage g~ördert worden. Der Ausschuß 
hat auch nach den Erklärungen, die die Regierungs
vertreter im Ausschuß abgeben mußten, feststellen 
können, daß die im letzten Haushalt bereitgestellten 
Mittel ausreichend waren, um die Maßnahmen zu 
föroern, die man zu dem Zeitpunkt fördern konnte. 

Als Ergebnis dieser Diskussion hier im Hohen Hause 
\\.i.e audl im Ausschuß hat sich der Ihnen in Druck
sache Il/7'8® vorgelegte Antrag herauskristallisiert. Wir 
waren uns im Sozialpolitischen Ausschuß darüber einig, 
daß die Krebsbekämpfung nur dann einen Erfolg zei
tigen kann, wenn die ·Fälle frühi:eitig in die Behand
lung der Ärzte kommen. 

Wir waren auch der Meinung, daß die Tätigkeit drer 
vor l1/1 Jahren ins Leben gerufenen Krebsgesellschait 
an sich nicht ausreichend ist. Ebenfalls waren wir der 
Meinung, daß die Aufklärung der Bevölkerung mcht 
der illustrierten Presse und auch nicht den Tageszei
tungen überlassen werden darf. 

Aus diesem Grunde glaubten wir, dem Hohen Hause 
vorschlagen zu müssen, daß man die Sozialversiche
rungsordnung einer erneuten überprü!ung unterziehen 
müßte. Auf vielen Gebieten der Heilkunde ist. es not
wendig geworden, daß man Präventivmaßnahmen er
greift. Na<:h der Reichsversicherungsordnung sind dieS'e 
Präventivuntersuchungen nidlt möglich, denn <lie So
zialversicherung sieht nur den Krankenschein vor, den 
der Kranke bekommt., um zu seinem Arzt zu gehen, 
wenn bereits ein Krankheitsgeschehen vorliegt. Es 
würtle weitestgehend die Arbeit in dieser Richtung er
leichtern, wenn man die Sozialversicherungsordnung 
dahingehend ändern könnte, daß unsere Krankenkas
sen jährlich ein- oder zweimal ihren Mitgliedern außer
halb eines Krankheitsfalles bei dem frei gewählten 
Arzt des Vertrauens eine gründliche Untersuchung er
m<:lgllchten. Damit "1.\-'Ürde man erreichen. daß unsere 
Bevölkerung auf dieses Krai;i.kheitsgescll.ehen intensiv 
hingewiesen würde, auf den Krankenkassen mUßten 
:Plakate hängen: jedes M.itglied und jeder Familienan
gehörige kann einmal im Jahr den Arzt seines Ver
trauens zu einer vorbeugenden Untersruchung auf
suchen. Damit würde man schon einen guten Teil der 
notwendigen Propaganda in dieser Richtung gemacht 
haben. 

Ich glaube auch, daß alle an.deren Krankenkassen, 
die Privatkrankenkassen, sich diesem Vorgehen an
schließen würden. Es wäre damit möglich, daß recht
zeitig - darum geht es bei dem heutigen Stand des ge
samten Krebsproblems - der Patient in die Hände 
eines Arztes l;coromt. 

Weiter war der Ausschuß auch der Meinung, wie sie 
bereits auch hier im Hohen Hause vorgetragen wurde, 
daß es notwendig ist, die Ausbildungs- und Fortbil
dungsstätten der Ärzte weiter auszubauen und Be
handlungsstätten zu schaffen, die in der Lage sind, 
nach den neuesten Erkenntnissen der medizinischen 
Wissenschaft gegen diese Volkskrankheit anzugehen. 

Aus allen diesen Gründen schlägt der Ausschuß 
Ihnen vor - Drucksache II/783 -
1. zuzustimmen, daß die Landesregierung sidl beim 

Bund da!ür einsetzt, daß die Reichsversicherungs
ordnung abgeändert wird und daß 
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2. die hier in Mainz bestehenden klinischen Institute 
zweckentsprechend weiter ausgestaltet werden. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident Wolters: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seine Aus
führungen. - Der Abstimmung liegt zugrunde die 
Drucksache II/783. Wer dieser Drucksache seine Zu
stimmung geben will, den bitte ich um das H andzei
chen! - Die Gegenprobe! -

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf den Punkt 12 der Tagesordnung: 

Antrag des Petitionsausschusses betr. beratene 
Eingaben 

- Drucksache II/764 -

Die Berichterstattung erfolgt durch den Herrn Ab
geordneten Müller. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Müller (Herbert): 

Herr Präsident! Geehrte Damen und Herren! Der 
Herr Abgeordnete Motz hat in der 46. Sitzung des 
Hohen Hauses über die Tätigkeit des P etitions;ms
S'Chusses berichtet. 

Mir obliegt als Berichterstatte1· des Petitionsaus
schu sses die Aufgabe, über die Zwischenzeit zu be
r ichten. Es wurden inzwischen rund 200 Petitionen 
vom Petitionsa usschuß beraten bzw. dem Landtag vor
gelegt oder anderweitig erledigt. Die Fülle dieser vom 
Petitionsausschuß geleisteten Arbeit gibt Zeugnis von 
der Arbeitsfreudigkeit der Mitgliede r dieses Ausschus
ses. Trotz der großen Anza-hl der bewältigten Petitio
ne n wurden alle Eingaben sorgfältig auf ihren sach
liche n Inhalt überprüft, von dem jeweiligen Abge
ordneten, d er die Petition bearbeitete, dem Ausschuß 
über die Materie Vortrag gehalten und d'urch Be
schlußfassung des Gesamtausschusses dem Hohen 
Hause zur weiteren Vernnlassung unterbreitet. Die 
Mitglieder des Petitionsausschusses sind von einer gro
ßen Verantwortung gegenüber den Staatsbürgern 
durchdrungen, d ie sich in Notlagen, aus Bedrängnissen 
oder anderen Ursachen an dieses Hohe Haus wenden. 
Das dem Hohen Haus dargebrachte Vertrauen dürfen 
wir n icht enttäuschen.. DeshRlh wenden wir jede Sorg
falt in der Prüfung von Petitio~n an. 

Der Petitionsausschuß ist ein Ausschuß, d er mehr als 
jeder andere den Nöten in unserem Volk. den Aus
wirkungen von Gesetzen in mannigfaltiger ·Art begeg
net. Er hat dabei oft die Auswirkungen von Verbüro
krat isierungen m ancher Behörde mit erschreckender 
Deutlichkeit feststellen k önnen. Die Ausschußmitglie
de.r kommen m:t v ielen Erscheinungen des mensch
lichen Zusammenlebens in Berührung". Oft spielen in 
unseren Betrachtungen Erwägungen e ine Rolle, ob 
nicht der P etitionsausschuß besondere gesetzgeberisd1e 
Anregungen a n d as Hohe H au s weitergeben soll. Die 
rund 200 Petitionen umfassen folgende große Sachge
biete: 

1. Fürsorge-, Renten- und Versorgungsangelegen-
heiten, 

2. Wohnungsangelegenheiten, 
3. Fragen der Flüchtlinge und Vertriebenen , 
4. Wiedergutmachungsfragen, 
S.. Beschwe rden gegen Maßnahmen der Behörden, 

Justizangelegenheiten, Steuerfragen und d a nn 
&. Zulassungen für H andel und Gewerbe. 

Lassen Sie mich aus der Fülle der Petitionen zwei 
Probleme herausgreifen. die den Ausschußmitgliedern 

immer menschlich sehr nahegehen, da wir oft n icht 
in de r Lage sind zu helfen. Das sind einmal Renten
Versorgungs- und Fürsorgefragen und weiter Woh~ 
nungsange legenheiten. Irh meine nicht Renten- und 
Versorgungsfragen allgemeiner Art, sondern der Pe
titionsausschuß muß sich leider mit vielen Petitionen 
betr. Renten- und Versorgungsfragen beschäftigen, bei 
denen auch beim besten Willen der Ausschußmitglie
der an dem ergangenen Bescheid nidlts mehr geändert 
werdien kann, da die P etenten von den ihnen zuste
henden Rechtsmitteln infol.e;t! Unkenntnis oder Ver
säumnis der Eins pruchsfristen keinen Gebrauch ge 
m acht haben, so daß diese Bescheide r echtskräftig 
wurden. 

Die große Anzahl solcher betrüblichen Fälle hat im 
Ausschuß die Frage aufkommen lassen , ob m an nicht 
die Presse und den Rundfunk bitten solle , in geeigne
ter und zweckmäßiger Form an Rechtsbelehrung auf 
diesem Sachgebiet mitzuwirken, damit dem anspruchs
berechtigten Per sonenkreis die Ansprüche erhalten 
ble~ben. 

Ein zweiter Fragenkomplex, der den Petitionsaus
schuß öfters beschäftigt ha t, ist der Vollzug ergange
ner Räumun.gsurteile. bei denen auf Eigenbedarf ge
klagt wurde. Wenn das Urteil gegen unzumutbare 
Mieter ergangen ist, ergibt sich besonders auf dem 
Dorf, wenn die Gemeinde keine eigene Wohnung hat, 
kaum e ine Möglichkeit, dieses Problem zu lösen. Die
ser Zustand wächst sich meist zu einer Tragödie aus. 
Die Folgen müssen dann eine Generation lan g die K in
der eines solchen Mieters tragen. Aus uns vorliegenden 
Akten war ersichtlich, daß arme Gemeinde n für viel 
Geld Baracken kaufen mußten, um -solchen F amilien 
Wohnraum zu geben. Wenn ein solches Problem jahre
lang d ie Gemeindevertre tung oder die Bürger beschäf
t igt, dann gibt es ka·um eine Möglichkeit. diese Fami
lien - insbesondere die armen Kinder - aus der aso
zialen Atmosphäre herauszuziehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir ha
ben oft bedauert, daß keine besonderen st aatlichen 
Mittel zur Verfügung stehen, um in solchen F ällen 
arme Gemeinden m it Geldmitteln auszustatten damit 
sie Wohnräume erstellen können. um solche, das Ge
meindeleben vergiftende F älle, zu erledigen. 

Eine P etition gab a.llerdings auch zur launigen Be
trachtung Anlaß. Einem Petenten wurde ein höflicher 
Bescheid über die Beschlußfassung des Petitionsau s
schusses dah ingehend zuteil, daß die Auslegung des 
betreffenden Steuergesetzes durch das S teuer- bzw. 
Finanzamt völl ig korrekt sei und vom Gesetzgeber 
nicht beanst andet werden könne. Postwendend kam 
eine Rückantwort, die nicht allzu freundlici1 gehalten 
war. Den erstaunten Gesichtern der Mi tgl ieder des 
Ausschusses wurde im Antwortschre~ben eröffnet daß 
der P et ent überzeugt sei. daß das betreffende St~uer
amt korrekt geh andelt habe. Er habe aber vom Peti
t ionsausschuß erwartet. daß es dem Petitionsausschuß 
bzw. dem Gesetzgeber möglich sei, eine für seinen 
Fall passende S teuerlücke zu finden und ihm e in Gut
achten zu erstellen , m it dem er zum Finanzamt gehen 
könne, um zu beweisen. daß er doch mit seiner Auf
Cassung im Recht sei. Der Petent hat in diesem Falle 
den Petitionsausschuß mit einem S teuerberater ver
wechselt. Wir m ußten dieses Ansinnen hö flichst zu
rückweisen. Dabd sind die Mitglieder des Ausschusses 
überzeugt, daß mit aller Wahrscheinlichkeit wieder eine 
An twort einlau-fen wird, die dem letzten Brie( an 
Freundlichkei t nicht nach stehen wird. Dann können 
die Mitglic-der des Petitionsausschusses allerdings 
resignierend nur nnch sagen: Der Gerechte muß v iel 
leiden. 



Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, den Anträ
gen des Petitionsausschusses, Drucksame II/'m4, Ihre 
Zustimmung zu geben. 

(Bel.fall im Hause.) 

Prlsldent Wolters: 

Ich danke dem Berichterstatter des Petitionsaus
schusses für iielne Austührungen und dar! das Haus 
daran erinnern, daß es iI'Undsätzlich damit einverstan
den war, wenn in gewissen Abständen eine mündliche 
Berichterstattung erfolgt." 

· Ich lasse nunmehr lliber den An.trag Drucksache II/7'84: 
abstimmen. - Wer diesem Antrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen! - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltung! -

Der Antrag ist einstimmig angenommen worden. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist, hat das 
Wort erbeten der Herr Mlnlsterprlsldent zur Abgabe 
einer Erklärung. 

Mlnlsterprlsldent Altmeler: 

Herr Präsident! Meine Damen und. Herren! Da die 
eben gehörte Erklärung doer Fraktion der SPD geeignet 
ist, Uber den heute zur Debatte stehenden Einzelfall 
hinaus die Freiheit der Landesregierung in ihrer poli
tischen Meinungsäußerung und damit die Ausübung 
ihreI' staatsredltllchen Funktlonen zu beschränken, 

· !Uhle ich mich veI"anlaßt, die nachstehende Erklärung 
~r Landesregierung abzugeben. Ich darf zunächst ei
nige Feststellungen vorausschicken. 

Das Büro des Landtages hat der Landesregierung mit 
Schrebben vom 15. Januar, bei ihr ein.gegangen am l&. 
Januar, den Gesetzentwurf der SPD übermittelt. An 
die Mitglieder dieses Hohen Hauses ist der Gesetzent
wurf mit Drucksache II/770 vom 20. Januar verteilt 
worden. Wie abeI' einwandfrei zu beweisen ist, hat die 
gesamte Landespresse bereits unteI' dem 15·. Januar 
über den Gesetzentwurf der SPD berichtet und dabei 
eine Kenntnis der Details verraten, dle keinen Zwei
fel daran läßt, daß die Presse •bereits am 14. Januar 
unterrichtet worden ist. 

Wenn daher In der Erklärung der SPD-Fraktion so
eben gesagt wird - ich zitiere wörtlich - : „ . .. noch be
vor das Hohe Haus selbst ·Gelegenheit hatte, von dem 
Gesetzentwul'f Kenntnis zu nehmen, hat der Kultus
min·lster den Entwurf zu dlsquallfizleren versucht, sich 
die Rolle des außenparlamentarlschen Zensors angie
maßt ... " qnd die weiteren Bemerkungen, dfe Sie eben 
gehört haben, so möchte ich meinen, Herr Kollege 
Marksche!!el, Ihre Erklärung müßte dahingehend er
gänzt werden, daß gesagt wird: 5 Tage, bevoI' die Mit
glieder dl.eses Hohen Haures In den Besltz des Ent
wudes der SPD aiekommen sind, hat sich die Presse 
bereiLs damit beschä.fügt. 

CHört-Hört-Ru!e bei der CDU. - Abg. Völker: 
Ist das etwas Absonderliches?) 

Damit keine Unklarheiten a4rkommen, mtichte ich 
sagen: 

Ich erhebe nicht irgendeinen Vorwurf, weder gegen
über der P1·esse noch· geaienüber denjenigen, die an 
dieser Publikation ein Interesse hatten. Es ist das gute 
Recllt eines jeden Staatsbürgers, PoUtik zu treiben. Ich 
muß mich aber dagegen verwahren, wenn man aus 
diesem Krel.s., wie es durch die eben gehörte Erklä
runii geschehen ist, die Landesregierung herausnimmt, 
dl!e von Amts weeen dazu berufen ist, die Politik des 
Landes xu bestimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

' f ', j~ :!~I j1 ;
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Die 'Oberschrift, mit der zum Beispiel das Organ 

l. der SPD „Die Freiheit" am 15. Januar ihren SdtUlge
setzentwurf angekündigt hat, lautet: "Schulgesetz soll 

1 endlich Rechtssicherheit bringen." 

Meine Damen und Herren! Wer will es der Landesregie
rung verwehren., den in dieser Überschrift enthaltenen 
Vorwurf, als wenn bisher eine solche Rechtssicherheit 
nicht bestanden hätte - obwohl kurz zuvor das Ver
fasiron.gsgericht durch Urteil vom September 1953 in 
jeder Beziehung die Verf:assun.gsmäßlgkeit festgestellt 
hatte -, sofort U·nd an der gleichen Stelle, nämlidl in 
der Pi:-esse und damit In der Öffentlichkeit, zurück
zuweisen. 

(Beifall bei den Reg!e!""..?ngsparteien.) 

In dem zitierten Bericht der „Freiheit" heißt es dann 
weiter: „Der Entwurf hält sich streng an die Grond
lagen der Landesverfassung." Ich frage wlederum: Wtt 
will der Landesregierung das Recht nehmen, in alleT 
Öf!en.tllchkeit zu erklären, daß dieser Entwut'! in zahl
reichen Bestimmungen Verfassungsunmöglichkeiten und 
Vedas9Wlgswidridteiten enthält. 

(Abg. Beckenbach: Das ist Auffassungssache, Herr 
Ministerpräsident! - Heiterkeit bei der CDU.) 

Ich glaube, mei ne Damen und Herrep, daß dadurch 
ganz klar herausgestellt ist, daß die Landesregierunii 
sich n~mals das Recht nehmen kann, auf solche Ver
öffentlichungen sofort zu antworten. 

(Abg. Völker: Herr Ministerpräsident, 
Sie haben sich versprochen!) 

Etwas anderes wäre es ja gewesen., wenn zum Bei
spiel ohne Presseerörterung der Entwur! unmittelbar, 
nämlich am 20. Januar, dem Hohen Hause zugegangen 
wäre. Dann hätte natürlich keine VeI"anlassung bestan
den, Auffassungen durch die Landesregierung in der 
Öffentlichkeit zum Ausdruck zu bringen. 

Ich habe aber auch die Überzeugung, wenn d-er HeI"r 
Kultusminister etwa am 15. Januar In der Ot!entlichkeit 
·gesagt hätte: "Ich bin mit dem Entwul'! der SPD ein
verstanden", dann hätten wir zweifellos die heutige 
Erklärung deI' SPD hier nicht gehört. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungspar
teien. - Unruhe und Widerspruch bei der SPD. -
Abg. Markscheffel: In den Verdacht wird der 

Herr Kultusminister nicht kommen!) 

- Nach Ihrer These, Herr Kollege Markschef!el, wäre 
auch das dann ein Eingri.U in die "souveränen Rechte 
des PaI"laments" gewesen. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Im übrigen ist es doch auch so, daß die gleiche 
Presse, die am 14. Januar unterr ichtet wurde - ich 
habe nichts dagegen - selbstverständlich am 15. Januar 
auch an den Herrn Kultl.lsmlnister herangetreten ist, 
um seine Stellungnahme zu dem Entwurf zu erfahren. 

Ich möchte feststellen, daß es eine Einengung der 
Pressefreiheit bedeutet, was Sie heute hier von der 
Landesregierung ver langt haben, 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

wenn nämlich die Erklärung der SPD-Fraktion 

(Abg. König: Pressefreiheit!) 

der Landesregierung zumutet, sich trotz der Veröf!ent
lichung des Entwur.fls der Presse nicht zur Verfügung 
zu stellen. 

(Bravorufe bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Ich unterlasse es, au! die 
in der SPD-Erklärung g~achten Bemerkungen, wie 

:• •, l,,· • 11•1··.: 
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disqualifiz ieren<ies Verhalten, 
au~rparlamentarischer Zensor, 
Tätigkeit des Parlaments angemaßt. 
die souveränen Rechte des ParJamenit!': vPrletzt, 
die Verfassung geschmälert und die Arbeit des 
Parlaments gestört zu haben. 

<:i m.ugt-htm, vor allem aud\ auf den nach meiner Mei
nung sehr bombas tisclten Satz, in dem ~ heißt: in 
keinem <lemokratischen Staat der Welt ist jemals ein 
derart unqualitiziertes Verhalten eines Min.!sters zu 
verzeichnen gewesen. 

(Heiterkeit bt-i der CDU.) 

kh hub~ mit Freude festgestellt, daß eben ~hon bei 
dCl' V<>rlesung dieses Satzes durch den Herrn Sprl"Ch>t>r 
<'l~r SPD-Fraktion ein gewisses Schmunzeln des Hohen 
Hauses zu verzeichnen gewe~n i!'t. 

Jt:s wird dann in d~r Erkliirung <ie-r SPD noch i:>twa~ 
<lunkel <lavon gesprC'!chPn, <laß ein Minister unter Miß
brauch ~ines hohen Amtes und mit PubHka-tionsmit
t•:ln. <lie durch Staatsverträge an den Staat gebunden 
sind, die öffentliche Meimmg in einem ihm genehmen 
Sinne he<>influßt hat. Meine Damen und Herren! Hier 
muß :man ~hon sagen: Dunkel ist der R~<' Sinn! -
Sollte die Erklärung der SPD-Fraktion hier den SU.d
w e:;lde·utschen Rundhink gemeint haben, so möchte ich 
mir in aller Bescheidenhelt erlauben. Ihnen vorzu
~"<:hlagtm, sich dem Studium des StaaLwertrages zwl
scllen ·den beteiligten Ländern und dem Südwestf1..ink 
zu wi<lmen, damit - ich will es ganz vornehm sagen -
die Unh11lt1h~rkeit :rolch „dunkler" Fonnullerungen 
d 11 rgeta.n wird. 

Meine Damen und Herren! kh be~ränke mich auf 
die Zur-ii<·kweisung der von mir zitierten Bemei·kun
gen, in denen eine Disqualifizierung der Landesregie
rung e-t·blickt werden muU. Ich bin davon überzeugt, 
d<iB die Mehrheit dP.~ Hohen Hauses wie bisher audi 
m d~r Zuktmtt gewillt ist, die Rechte der Landesregie-
rung zu respektieren. 

(L<~bhafter Beifall bei den Regierungspart~len.) 

Präsident Wotters: 

Das Wort hat der Fraktionsvorsitzende der SPD, <iet· 
He 1·r Ab~<::<.>t'1i-nete Hertel, zur Abgabe einer Erklärung. 

(Abg. Völker: Besprechung!) 

<iuch Besprechung-. meinetwegen. 

Aol.>g. Hertel: 

Herr Präsidenrt! Meine Damen und Herren! Die SPD-
1."raktion erblickt in dier sooben vom Herrn Mtnt~ter
präsidenten abgegebenen Erklärung einen gutgemein
ten Versuch, das, was der Herr Kultusminister sich ge
leis tet hat, gewissermaßen nachträglich zu rechtferti
gen. Wir sind der Auffassung. daß die Art, wie df!r 
Herr Kultusminister, bevor der Landtag sic.h mit dE'll\ 
Entwurf befaßt hat, mit diesem Entwurf umge~prun
gen ist, allen bi.sherigen Gepflogenheiten widerspricht, 

(Abg. Jakob Dcmmerle: Er h11t ~b!'r r~ht1) 

und daß damit 

(Abg. Beckenbach: D11s ist Auffassungssache!) 

auch ein Stück der Souveränität des Landtages selbi:t 
verletzt worden ist. Es steht bei Ihnen selbst, darüber 
7.U befiooen, was Sie wert sioo und was Sie in Zu
kunft wert sein wollen. 

{Widerspruch und Pfui-Rufe bei der CDU.J 

Es darf auch darauf hingewiesen werden, daß selbst 
~ewisse Äußerungen der SPD über ihren Entw•urf der 

"Pre!r.'Je gegtnß~r oder sonstige Stimmen auC'h nod\ 
keine ausreichende Rechtfertigung des Verhaltens d ei< 
H~n Kultusministers darstellen, Es h<'><!Pht !Ht<!h Ver
anla!i.>ung, darauf hinzuweisen, daß die Regierung oft
mals die Gelegenheit wahr~nonunen hat, mit irgend
welchen Vertretungen dr::iußen im Land - ich nenne 
den G~·n1ein<l:t:ta1; - ab;ow-d1ln~~~nP RPS i<"•"m~worlagen 
eingehend :ru bc-s:prcchen., die erst zehn Tage später in 
den·· R~tt7. 'dE'r Ab~'.'.'Mnctcn .~elangt sind. 

(Seiu· l'ichtig! bei der SPD.) 

Di.e SPD hat es jeweils abgelehnt, au1' Gnmd ~oiche1· 

Besprcct..1.1ngcn berdls. \•orher in eine Polemik bezüg
lich der Regienm1tsvorlagen einztth't>!Pn. 

(Ab:;:. Wilm.:. : Aber h lc r tine .Beschw.;rde 
deswegen abgegeben!) 

Die von der SPD abgegebene li~rkl<iruro1, mit einer 
EinS'Cl.uänkun·g der Pre:;~dreiheit in Verbindung zu 
brin~en . - -diese Feststellung beweist ziemlich eind<.vutig 
die Vedegenhei t, in dei; sich der Herr Ministerpräsi
dent befamd-en hat. 

{~bhaJtcr Widerspruch und Gelächter 
bei den Regierungsparteien.! 

Es wtlrc bcss{;'r gewesen - wir stf'llen das 1.ur Unter
streichung der vnn un~ rlurch <len Herrn Abgeordneten 
Markschef!el abi::eg<>benen Brklänmg ah,~chließen<l 
nochmals nachdrücklich fest - , wenn de r Herr Kultus
minister trot:r. seines impulsi\•en pfälzischen Tempera
n'U!fits bei de!" Entgegennahme dies•2s Entwurfs jene 
Würde gezeigt hätte, <lie m an bd scinl"ITI hohen Amt 
als u'ntn.nribRren Rr~fondteil de:<~lben erwarten dürfte>. 

• „ "1Beifall bei dc>r .SPD.) 

Prll!id~nt Woltf'r'l: 

'w o!·tmclduni,:en iic gt:n !licht mehr vor. D ie Bespre
chung ii;t damit geticldossl;!n. 

Meine Damen und Herren t kh bitte einen Augen
blick um Ruhe! Ich habe in der letzten Sitzung des 
Ält.e.stenx:~\t~s . vergessen, mit ihm über die Frage der 
nächsten Sitzungen zu sprechen. so d aß ich nunmehr 
dem Hohen Hau:se diese 1'' estsetzung üb~rlassen muß, 
ohne Ihnen 1>inen d in·kten Vorsd1lag mach.Pn 7.tt kön
nen. kh pi>ri:;i'inlkh habe den Fraktionsvorsitzenden 
vorgeschlagen, auf jeden Fall die Woche vom 22. bis 26. 
M~•·' 1:11,.1~.schlie.\Uh:h für d:ie EtaLberatungen freixuhal
t.en un.q in ~iest:r Periode ims.crer 'l'agungen keine son
:>ligcn Gc~etzc zt.: '.'cr;:ih>rh i r~rkn. 

Es ergibt sid1 j e tzt d:.., Fn1ge, ob <i·as Hohe Haus in 
e iner Sunden!itzung vor oder nach den E.tatberatungen 
die Sonderge~etz"' - Polizeiv•' rwaltungsgese tr. usw. -, 
dfo riöch ':mr a'bs'chlicßcndcn BC~('h)11ßfA""''l1'f vorli<:>gen, 
beraten w!l!. Ich darr um Vorsieh.läge bitten. wie d .ie 
Tagungen durdlgE>fünrt v:rrnf'n sollen. - 0€r Herr Ab
geordnet~ Hertcl von der SPD-FraktiO!'. hat das Wm-t. 

Abg. Her~e~: 
Ich darf vom Platz au~ sprechen! Hel'!" Präsident! 

Meine Damen untl H~rren! Die SPD-Ifraktion hat vol
les Verständnis für <!-en von d{:rn Herrn Lan<lt.agsprä
sideaten gemachten Vorsdllag, die Plenarsit?.Ung f!ir 
den 17 .. M.ärz vor;i;uschcn. Wir gcl1en dabei von der 
Auffassung au~. <l a ß ~„ 11u<'.h ha11sha!t~r.P.rhtlirh korrekt 
ist. ool ·'<l'er Gen~hmigung des Etats auf berflits be
:o:chlm;gcnc CcsC'fzc und deren materielle Verpflic:htong 
:r.urßt!tgreift>n zu können. 

Präsident WoUers: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Motz von der 
Fraktion der FDP. 
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Abg.Motz: 
,• 

Gerade wegen der Widltigkeit der Etatberatungen 
haben wir die Bitte ausgesprochen, keine Plenarsit
zung während dieser Zeit abzuhalten. Denn wir haben 
soviel zu tun mit den Etatberatungen und Fraktion&
besprechungen, daß es uns unmöglich ist, noch die Zeit 
für eine Plenarsitzung aufzubringen. 

Prllsldent Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Boden von 
der CDU. ' 

Abg. Dr. Boden: 

Her~ Präsldent! Meine Damen und Herren! !c.~ 
möchte mlch dem Vorsichlag meines Herrn Vorredners 
anschließen, und zwar aus rein sachlic;hen GrUnden. 
Am Freitag, dem 12.. März, enden die Etaföeratungen 
im Haushalts- und Finanzausschuß. Für Montag und 
Dienstag hat meine Fraktion schon die Damen und 
Rer•en zusammeOJgeru!en, um den Etat zu beraten. Ich 
höre, daß die Fraktion der SPD das gleiche tut und 
waß dies ebenfalls von der FDP. 

Ist es nicht richtig, daß wir nun zügig<lie ganzen Bera
tungen de$ Haushaltsplanes hintereinander durchfüh
ren, das heißt, daß wir auch noch den 15., 16. und 17. 
hinrunehmen und nicht mit einer Plenarsitzung unter
brechen, die doch mindestens zwei Tage beanspruchen 
würde? 

(Widerspruch bei der SPD und teilweise bei der CDU.) 

- Mit den Fraktionssitzungen dauert es zwei Tage. So 
haben wir es immer gehabt. Ich finde auch keinen 
Grund, warum wir die Sondersitzung nicht in der 
enrten Aprilwoche halten sollen, da Ostern in diesem 
Jahre bekanq.tlich sehr spät fällt. Das wird auch sach
lich nicht ersch.Uttert durch den Einwand, daß man nun 
das . Ergebnis der Beratungen des Polizeiverwaltungs
gesetzes irgendwie damit in Zusammenhang bringt; 
denn, nach dler Mitteilung, die der Herr Finanzminister 
gestern in einem engeren Kreis gemacllt hat - die uns 
im Haushalts- und Finanzausschuß schon Jn der ver
gangenen Woche gemacht wuroe -, sind die Etatansätze 
für 1964, die zur Beratung gestellt werden, darauf au!
gebaut, daß diese Ge.setze schon in Kraft gesetzt wer
den. 

Das gleiche gilt hinskh.llich des heute verabschiede
ten Gesetzes über die Änderung der Besoldung der 
Richter und Staatsanwälte. Ich würde also darum bit
ten, daß wir uns auf die erste Aprilwoche einigen. 

Prltsldent Woltcre: 
DaJS Wort hat der Herr Abgeordnete Hel'tel. 

Abg. Hertel: 

Aus Gründen der Etatehrlichkeit sind wir zu un
serem Bedauern gezwungen, auf der vorhergehenden 
Verabschiedung der Gesetze zu bestehen. Wir richten 
an Sie dte Bitte, sich dem von dem Herrn Präsidenten 
gemachten Vorschlag anzuschließen. 

Im übrigen glauben wir, daß Sie als Vertreter der 
Regierungsparteien mit der Bewältigung der in der 
Rede des Herrn Finanzministers aufgezeigten Schwie
rigkeiten nicht mehr Kummer und nicht mehr Arbeit 
haben als die Oppositionspartei. 

Präsident WoJters: 

Meine Damen und Herren! Wir müssen zur Abstim
mung kommen. Das Haus entscheidet selber, wie die 
Arbeit durchgeführt werden soll. Ich darf zunächst 
über meinen Vorschlag, die Sitzung am 17. März durch
zuführen, abstimmen lassen. Wei: diesem Vorschlag zu
stimmen will, den bitte· ich um das Handzeichen! - Die 
Gegenprobe! - Das Ergebnis ist unklar. Ich lasse noch 
einmal abstimmen, damit ausgezählt werden kann. Wer 
dafür ist, daß die Sondersitzung zur Verabschiedung 
der Gesetze am 17.März abgehalten werden soll, den 
bitte ich um das ·Handzeichen! - Die Gegenprobe! -
Das erste war die Mehrheit. Die nächste Sitzung des 
Landtages findet also am 17. März statt. 

Meine Damen und Herren! Ich darf vor Schluß der 
Sitzung noch. eine Mitteilung machen. 

(Lebha!te Unruhe im Hause.) 

Ich bitte um Ruhe! 

Soeben wird mir mitgeteilt, daß die Schwere dei: Er
krankung des Herrn Innenministers es erforderlich ge
macht hat, ihn heute morgen nach der Bonner Klinik 
zu überführen. Ich <lar! wohl in Ihrem Namen dem 
erkrankten Herrn Innenminister die besten Gene
sungswünsche übermitteln. 

(Beifall im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Wir sind an deD Schluß 
unseTer heutigen Sitzung gekommen. Ich bitte die Mit
glieder des Grenzlandausschusses, sich unmittelbar 
nach dieser Sitzung unten im Ausschußzimmer zu ver
sammeln. 

Ich wünsche Ihnen allen eine gute Heimfahrt. 

Die Sitl.ung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung: 11.15 Uhr. 
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